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Der demografische Wandel birgt Risiken für die Haushalte 
aller föderalen Ebenen. Die Kommunen sind diesen Risi-
ken in besonderem Maß ausgesetzt, weil die Einflussfak-
toren auf lokaler Ebene besonders stark schwanken. Dies 
kann unmittelbare Auswirkungen auf die Haushalte und 
für die Bürger und Unternehmen vor Ort mit sich bringen. 

Eine systematische Untersuchung westdeutscher Kom-
munen für den Zeitraum von 1950 bis 2012 zeigt signifi-
kante Zusammenhänge zwischen der demografischen 
Veränderung und der Ausgabenentwicklung. Dabei sind 
die Auswirkungen auf die Ausgabenentwicklung bei einer 
sinkenden Bevölkerung deutlich stärker (Kostenremanen-
zen). Die geschätzten Effekte sind dabei für die Ausgaben 
des Verwaltungshaushalts besonders stark. Auch zeigt 
sich, dass vor allem große Gemeinden, Gemeinden mit 
stark schwankender Bevölkerungsentwicklung und Ge-
meinden mit niedrigen Investitionsausgaben vom 
Remanenzeffekt betroffen sind.  

Die Ergebnisse legen nahe, dass viele Regionen in 
Deutschland auch in den kommenden Jahrzehnten vor 
erheblichen fiskalischen Herausforderungen stehen wer-
den. Eine Sensibilisierung für das Problem von Kosten-
remanenzen ist deshalb für eine nachhaltige Haushaltspo-
litik schrumpfender Gemeinden genauso wichtig, wie eine 
möglichst exakte Prognose der demografischen Verände-
rungen und eine frühzeitige Planung und Umsetzung an-
gemessener Anpassungsmaßnahmen.  

Deutschland steht vor tief greifenden demografischen Her-
ausforderungen, die jedoch zeitlich und regional höchst un-
terschiedlich zum Tragen kommen.1 Der demografische 
Wandel hat zwar Auswirkungen auf die öffentlichen Haushal-
te aller föderalen Ebenen2, die Kommunen als Bereitsteller 
des öffentlichen Leistungsangebots vor Ort sind davon je-
doch besonders betroffen.3 

Abgesehen von Einzelfallstudien ist bisher nur wenig darüber 
bekannt, wie die Kommunen in Deutschland in den vergan-
genen 60 Jahren fiskalisch auf die demografischen Verände-
rungen reagiert haben und welche Rückschlüsse sich daraus 
für die Entwicklung der Kommunalfinanzen in den kommen-
den Jahren ableiten lassen. Offen ist, wie flexibel Kommunen 
auf eine sinkende und steigende Bevölkerung reagieren 
können. So stellt sich beispielsweise die Frage, ob es Unter-
schiede in den Ausgabenpfaden für wachsende und 
schrumpfende Kommunen gibt. 

Eine Analyse der vergangenen Entwicklung ist dabei nicht 
nur als Rückblick interessant, sondern birgt auch Chancen 
für eine nachhaltige Gestaltung der zukünftigen Kommunal-
politik. Viele Kommunen in Deutschland stehen vor erhebli-
chen demografischen Herausforderungen.4 Ein tieferes Ver-
ständnis der bisherigen Anpassungsstrategien und ihrer Wir-
kungsweise kann helfen, für die zukünftigen Herausforde-
rungen die optimale Strategie zu wählen. 

Forschung uneindeutig – Langfristige Analysen fehlen 
Erschwerend ist dabei, dass die Auswirkungen demografi-
scher Veränderungen auf die öffentlichen Haushalte schwer 
zu messen sind. Häufig steht deshalb der mögliche Zusam-
menhang von Bevölkerungszahl und Ausgaben (je Einwoh-
ner) im Zentrum der Debatte. Die empirischen Befunde für 
die lokale Ebene sind dabei jedoch nicht eindeutig. Allerdings 
deuten Überblicksstudien tendenziell darauf hin, dass sich 
die Gesamtausgaben grundsätzlich im Verhältnis 1:1 an die 
Bevölkerungsentwicklung anpassen lassen.5  

Diese Ergebnisse dürften jedoch in erster Linie auf Ausga-
benaggregate übertragbar sein, in denen viele verschiedene 
kommunale Entwicklungen interagieren. So können durchaus 
in einigen Aufgabenfeldern kostensenkende Effekte eines 
Bevölkerungswachstums wirken, die jedoch durch negative 
Effekte in anderen Bereichen oder politökonomische Fehlan-
reize (z. B. schlechtere Kontrollmöglichkeiten in größeren 
Einheiten) kompensiert werden könnten.6 Viele Studien be-
fassen sich außerdem zumeist eher mit kurz- und mittelfristi-
gen Zeiträumen. Ein Beobachtungszeitraum über mehrere 
Jahrzehnte wurde auf kommunaler Ebene bisher noch nicht 
systematisch untersucht.  

Außerdem adressieren die Studien in der Regel den durch-
schnittlichen Zusammenhang zwischen der Bevölkerungs-
zahl und den Pro-Kopf-Ausgaben. Für den demografischen 
Wandel ist darüber hinaus das Konzept der Kostenremanenz 
relevant. Kostenremanenzen beschreiben die asymmetri-
schen Wirkungen von Bevölkerungswachstum und -rückgang 
auf die Pro-Kopf-Ausgaben einer Gemeinde. Solche Asym-
metrien können neben politisch-administrativen Gründen 
auch durch technisch-betriebswirtschaftliche oder rechtliche 
Faktoren bedingt sein, beispielsweise durch Mindestgrößen 
für Anlagen oder Kündigungsschutz beim Personal.7 Hier-
durch kann eine Asymmetrie in der Entwicklung der Pro-
Kopf-Ausgaben bei sich verändernder Bevölkerungszahl ent-
stehen.8 
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Langfristbetrachtung liefert neue Einblicke in die Aus-
wirkungen für Kommunen 
Die diesem Beitrag zu Grunde liegende Langfristanalyse 
(siehe Box) schließt somit eine Forschungslücke. Erstmals 
wird systematisch der Einfluss verschiedener Aspekte des 
demografischen Wandels auf die Haushalte aller größeren 
Städte und Gemeinden in einen Zeitraum von 1950 bis 2012 
in einer Paneldatenanalyse untersucht.9  

Die Studie 

Die Dresdner Niederlassung des ifo Instituts hat im Auf-
trag von KfW Research erstmalig systematisch den Ein-
fluss demografischer Veränderungen auf die Haushalte 
von Kommunen für den Zeitraum von 1950 bis 2012 un-
tersucht. Für die Analyse wurde ein neuartiger Datensatz 
erstellt, der auf den Daten zwischen 1949 und 2013 er-
schienenen „Statistischen Jahrbuchs Deutscher Gemein-
den“ des Deutschen Städtetages beruht.10 Insgesamt 
wurden für die untersuchten Gemeinden mehr als 20 de-
mografische, fiskalische und sozio-ökonomische Indikato-
ren für alle Gemeinden mit mehr als 20.000 Einwohnern 
analysiert.  

Die Veröffentlichung der Studie ist für Januar 2018 vorge-
sehen und kann dann unter www.kfw.de/research-
kommunen kostenfrei heruntergeladen werden. 

Ziel der Analyse ist es, den Zusammenhang zwischen de-
mografischen Veränderungen, insbesondere der Verände-
rung der Einwohnerzahl und den kommunalen Ausgaben 
näher zu untersuchen. Dafür werden die Pro-Kopf-Ausgaben 
der Gemeinden durch demografische und weitere Einfluss-
faktoren erklärt.11 Die Gesamtheit der untersuchten Variablen 
ist in der Tabelle dargestellt.12 Die Vielzahl an Variablen er-
laubt es, zahlreiche unterschiedliche Einflussfaktoren und 
Erklärungsansätze zu berücksichtigen.13  

Tabelle: Berücksichtigte Variablen 
Ausgabenvariablen Demografische  

Indikatoren 
Wirtschaftliche 
Indikatoren 

Gesamtausgaben 
Gesamt- 
bevölkerung 

Industrieanteil 

Personalausgaben Bevölkerungsdichte Anteil Landwirtschaft

Sachausgaben 
Bevölkerungs-
schwankung 

Hebesatz  
Grundsteuer A+B 

Zinsausgaben 
Anteil weiblicher 
Bevölkerung 

Hebesatz  
Gewerbesteuer 

Ausgaben des  
Vermögens- 
haushaltes 

Anteil Ausländer 
Bemessungs-
grundlage Gewerbe-
steuer  

Bauausgaben 
Verschiedene  
Altersgruppen (<18, 
18–45, >65 Jahre) 

Kreisfreiheit der  
Gemeinde 

Bauausgaben  
Schulwesen 

Einpendleranteil 

Bauausgaben  
Straßen 

Schulden 

Quelle: Frei et al. (2017), eigene Darstellung. 

 

Für die quantitative Analyse werden alle Variablen in Verän-
derungsraten untersucht.14 Dies hat neben methodischen 
Vorzügen den Vorteil einer intuitiven Interpretation der Er-
gebnisse: Die geschätzten Ergebnisse geben dann an, um 
wie viel Prozent sich die Pro-Kopf-Ausgaben ändern, wenn 
sich die Bevölkerung um 1 % verändert.15 

Signifikanter Zusammenhang zwischen Bevölkerungs-
entwicklung und Ausgaben  
Im Ergebnis zeigt sich ein deutlicher, statistisch signifikanter 
Zusammenhang: Ein Bevölkerungsrückgang geht tendenziell 
mit steigenden Pro-Kopf-Ausgaben einher, Bevölkerungs-
wachstum senkt die Pro-Kopf-Ausgaben. Der durchschnittli-
che Effekt des Bevölkerungswachstums beträgt -0,65. Dies 
bedeutet, dass bei den untersuchten Gemeinden ein Bevöl-
kerungsanstieg um 1 % im Durchschnitt mit einem Rückgang 
der Pro-Kopf-Ausgaben um 0,65 % einhergeht. Im Umkehr-
schluss bedeutet das Ergebnis damit aber auch, dass die 
Pro-Kopf-Ausgaben in schrumpfenden Gemeinden um 0,65 
% ansteigen, wenn die Bevölkerung um 1 % sinkt. Bedenkt 
man, dass es unter den untersuchten Gemeinden auch sol-
che gibt, die über Jahr(zehnt)e Schrumpfungsraten von 1 % 
pro Jahr oder mehr aufweisen, deutet das auf einen enormen 
Kostendruck für die betroffenen Gemeinden hin.16 

Bemerkenswert ist auch, dass sich für die Altersstruktur kei-
ne signifikanten Effekte beobachten lassen. Offensichtlich ist 
für den beobachteten Ausgabeneffekt die Veränderung der 
Bevölkerungszahl entscheidender als die Komposition der 
Bevölkerung. Dies könnte auch dadurch erklärt werden, dass 
Kosteneffekte vor allem durch Migration, also Zuzüge bzw. 
Abwanderungen getrieben werden. Veränderungen in der 
natürlichen Bevölkerungsbewegung, z. B. durch höhere Ge-
burtenraten, manifestieren sich nur langsam, ähnlich wie 
Veränderungen in der Altersstruktur, was den Gemeinden 
deutlich längere Anpassungszeiträume zugesteht. Dies könn-
te letztendlich erklären, warum die Bevölkerungszahl (in der 
mittleren Frist) der dominante Treiber der beobachteten Aus-
gabeneffekte ist. 

Kostenremanenz als besondere Herausforderung für 
schrumpfende Regionen 
Bei der Interpretation dieser Ergebnisse gilt es zu berück-
sichtigen, dass es sich um durchschnittliche Effekte handelt, 
die sowohl wachsende wie schrumpfende Kommunen 
gleichermaßen erfassen. Liegen jedoch die eingangs disku-
tierten Kostenremanenzen vor, so würde dieser Durch-
schnittseffekt die Ausgabeneffekte bei Bevölkerungswachs-
tum überschätzen (diese müssten tatsächlich geringer aus-
fallen) und bei Bevölkerungsrückgang unterschätzen (die Ef-
fekte müssten dann stärker sein).  

Darum wird in einem zweiten Analyseschritt zwischen der 
Wirkung eines Anstiegs sowie eines Rückgangs der Bevölke-
rung unterschieden. Sind die Ergebnisse für die Entwicklun-
gen in beiden Gruppen spürbar unterschiedlich, deutet das 
auf Kostenremanenzen hin.17 Betrachtet man nun die Ergeb-
nisse bei dieser Differenzierung, zeigen sich tatsächlich deut-
liche Hinweise auf Kostenremanenzen (Grafik 1). 
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Die grün gestrichelte Linie gibt den geschätzten durchschnitt-
lichen Effekt an. Da die Pro-Kopf-Ausgaben bei Bevölke-
rungswachstum im Durchschnitt zurückgehen, liegt die grüne 
Linie in diesem Fall im negativen Bereich. Im Fall eines Be-
völkerungsrückgangs steigen die Pro-Kopf-Ausgaben im 
Durchschnitt an, weshalb der Basiseffekt im positiven Be-
reich liegt.18 Die blauen und roten Balken geben die ge-
schätzten Effekte für verschiedene Ausgabenkategorien an. 
Liegen die Balken deutlich unter der grün gestrichelten Linie 
fällt der Ausgabeneffekt schwächer aus, liegen sie darüber, 
ist er stärker ausgeprägt als im Durchschnitt.  

Bei Vorliegen von Kostenremanenzen sollten die Effekte in 
Zeiten des Bevölkerungswachstums geringer ausfallen als in 
Zeiten des Bevölkerungsrückgangs. Die blauen Balken, die 
die Effekte bei Bevölkerungswachstum darstellen, müssten 
dann deutlich kürzer ausfallen als die roten Balken, welche 
die Effekte bei Bevölkerungsrückgang verbildlichen. Genau 
dieses Bild zeigt sich auch in den Ergebnissen. Die Effekte 
bei Bevölkerungsrückgang fallen deutlich stärker aus, die Ef-
fekte bei Bevölkerungswachstum sind hingegen relativ 
schwach ausgeprägt. Die zeigt sich einheitlich für alle drei 
dargestellten Ausgaben: Personal, Sachaufwand und Aus-
gaben des Vermögenshaushalts.19 Diese Ergebnisse bedeu-
ten, dass es kaum Entlastungseffekte bei Bevölkerungs-
wachstum gibt, ein Bevölkerungsrückgang aber zu spürbar 
höheren Pro-Kopf-Ausgaben führt.20 Bevölkerungswachstum 
macht es den Kommunen somit nicht unbedingt einfacher, 
Bevölkerungsrückgang hingegen deutlich schwerer, ihre 
Leistungen kostendeckend anzubieten. Herausfordernd sind 
somit beide Entwicklungen. 

Grafik 1: Starke Ausgabeneffekte bei Bevölkerungs-
rückgang 

 

Quelle: Frei et al. (2017), eigene Berechnung und Darstellung. 

Ein interessanter Aspekt der Ergebnisse ist auch, dass in 
wachsenden Gemeinden die Pro-Kopf-Ausgaben des Ver-
mögenshaushaltes sogar steigen, wenn die Bevölkerung zu-
nimmt (der Koeffizient ist mit 0,304 positiv). Dies könnte auf 
die häufig angesprochenen Wachstumsschmerzen von 
Kommunen mit starkem Bevölkerungsanstieg hindeuten, die 

sich hier auch bei den Investitionen zeigen. Das Ergebnis ist 
allerdings statistisch nicht signifikant und muss deshalb mit 
großer Vorsicht interpretiert werden.  

Besonders starke Effekte im Verwaltungshaushalt  
Ein weiterer interessanter Aspekt der Ergebnisse ist, dass 
die geschätzten Effekte besonders stark für die Ausgaben 
des Verwaltungshaushalts ausfallen. Im Vermögenshaushalt 
hingegen lassen sich nur deutlich schwächere Effekte be-
obachten, die darüber hinaus im Allgemeinen nicht statistisch 
signifikant sind (Grafik 2). Die Grafik stellt die geschätzten 
Durchschnittseffekte für die Gesamtausgaben und Ausgaben 
des Verwaltungs- und Vermögenshaushalts dar. Dabei stellt 
die Position der Rauten die Höhe des geschätzten Effektes 
dar (die Raute bei GesamtAus beziffert folglich den bereits 
diskutierten Basis-Effekt i. H. v. -0,65). Die Balken verdeutli-
chen, ob der gemessene Effekt statistisch signifikant ist.21 
Schneidet ein Balken die gestrichelte Nulllinie, ist der ge-
schätzte Effekt nicht statistisch gesichert von Null verschie-
den. Im anderen Fall ist der Effekt statistisch signifikant.  

Grafik 2: Intensität und Signifikanz des Bevölkerungsef-
fekts in verschiedenen Ausgabengruppen 

 

Erläuterung: GesamtAus: Gesamtausgaben; VerwHH: Ausgaben des Verwal-
tungshaushaltes; PersonalAus: Personalausgaben; SachAus: Ausgaben für 
Sachaufwand; VermögenHH: Ausgaben des Vermögenshaushaltes; BauAus: 
Bauausgaben. 

Quelle: Frei et al. (2017), eigene Berechnung und Darstellung. 

Aus den dargestellten Ergebnissen lässt sich somit ableiten, 
dass die geschätzten Effekte für den Verwaltungshaushalt 
einerseits spürbar stärker ausfallen als für den Vermögens-
haushalt, die Rauten liegen deutlich weiter von der Nulllinie 
entfernt. Darüber hinaus sind die Ausgabeneffekte für den 
Vermögenshaushalt nicht statistisch signifikant, die Balken 
schneiden die Nulllinie deutlich. Der Ausgaben- und Kosten-
remanenzeffekt wirkt folglich vor allem im Verwaltungshaus-
halt der Kommunen, also bei den Ausgaben für Personal- 
und Sachaufwand.22 Dies könnte beispielsweise darauf hin-
deuten, dass bei Wachstum eher verhalten eingestellt, bei 
Schrumpfung jedoch nicht entlassen wird.  
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Rahmenbedingungen können Ausgabeneffekt dämpfen 
oder verstärken 
Der demografische Wandel manifestiert sich über verschie-
dene Wege und in unterschiedlichen Intensitäten. Dabei trifft 
er jede Kommune aufgrund ihrer spezifischen Charakteristika 
womöglich anders. Deshalb wird in einem letzten Schritt be-
trachtet, ob es bestimmte Rahmenbedingungen gibt, die die 
beobachten Ausgabeneffekte dämpfen oder sogar verstär-
ken können.  

Dafür werden die Gemeinden für bestimmte Charakteristika 
in jeweils zwei gleichgroße Gruppen unterteilt (Teilstichpro-
benanalyse). Zu diesem Zweck wird der Median als Trennli-
nie verwendet um Gruppen mit über- und unterdurchschnittli-
chen Ausprägungen des jeweiligen Charakteristikums zu bil-
den. Als untersuchte Charakteristika werden die Bevölke-
rungsgröße, die Volatilität der Bevölkerungsentwicklung und 
die Investitionsstärke der Gemeinden ausgewählt. Die Bevöl-
kerungsgröße soll der Überlegung Rechnung tragen, dass 
größere Kommunen im Allgemeinen auch ein größeres Auf-
gabenspektrum wahrnehmen, das bei Bevölkerungsrückgang 
ggf. deutlich schwerer aufrechtzuerhalten ist. Die Volatilität 
ist ein Maß für die Planungsunsicherheiten im Umgang mit 
der Bevölkerungsentwicklung, z. B. wenn diese zwischen 
Wachstum und Schrumpfung schwankt. Und die Investitions-
tätigkeit der Gemeinden soll Unterschiede in der haushälteri-
schen Handlungsfähigkeit der Kommunen abbilden. 

Grafik 3: Intensität des Bevölkerungseffekts nach  
Ausprägung verschiedener Rahmenbedingungen 

 

Quelle: Frei et al. (2017), eigene Berechnung und Darstellung. 

Die Ergebnisse dieses Analyseschrittes sind in Grafik 3 dar-
gestellt. Die Abbildung stellt die relative Höhe der geschätz-
ten Effekte in den Teilstichproben im Vergleich zum Basisef-
fekt dar. Die Gruppen mit den über- bzw. unterdurchschnittli-
chen Ausprägungen werden in der Abbildung durch das er-
gänzende Kürzel (h) bzw. (n) kenntlich gemacht. Ein Balken 
mit der Höhe 20 % bei Bevölkerung (h) bedeutet somit, dass 
der Ausgabeneffekt in Gemeinden mit überdurchschnittlich 

hoher Bevölkerung – also größeren Kommunen – um 20 % 
höher als im Durchschnitt ausfällt, während der Effekt bei 
kleineren Kommunen rd. 40 % niedriger als im Durchschnitt 
ist (indiziert durch den negativen Balken bei Bevölkerung 
(n)).23 In großen (und tendenziell dicht besiedelten) Gemein-
den sind die Kostenremanenzen somit ein deutlich schwer-
wiegenderes Problem als in kleinen.  

Ähnliche Ergebnisse lassen sich auch bei den anderen Teil-
stichproben beobachten. So ist der Ausgabeneffekt bei Ge-
meinden mit einer überdurchschnittlich hohen Schwankung 
der Bevölkerungszahlen deutlich höher, während Kommunen 
mit relativ stabiler Einwohnerentwicklung spürbar weniger 
Probleme mit den Ausgabenpfaden haben. Dies legt nahe, 
dass nicht nur die Bevölkerungsänderung einen Einfluss auf 
die Kostenremanenzen hat, sondern vor allem auch mit wel-
cher Schwankung und damit Planungsunsicherheit diese 
einhergeht.  

Auch mit Blick auf die Investitionen zeigt sich der erwartete 
Effekt. Gemeinden, deren durchschnittlicher Anteil des Ver-
mögenshaushalts am Gesamthaushalt unterhalb des Medi-
ans liegt (investitionsschwach), weisen signifikante Ausga-
ben- und Kostenremanenzeffekte auf. Investitionsstarke Ge-
meinden zeigen dagegen nur in wenigen Bereichen eine sig-
nifikante Sensitivität von Pro-Kopf-Ausgaben und Bevölke-
rungsveränderung. Ein möglicher Schluss aus diesem Er-
gebnis wäre, dass frühzeitige Investitionen dabei helfen kön-
nen, sich nachhaltig(er) auf Veränderungen in der Bevölke-
rung anzupassen. Allerdings ist das Zusammenspiel zwi-
schen Investitionen und Ausgaben durch eine Vielzahl von 
Faktoren beeinflusst, deren Wirkungsrichtungen in der vor-
liegenden Analyse nicht einzeln analysiert werden können, 
weshalb die Ergebnisse mit Vorsicht interpretiert werden 
müssen.24 

Eine Analyse weiterer Teilstichproben zeigt hingegen kaum 
wesentliche Unterschiede in den Ausgabeneffekten. Dies gilt 
sowohl für die Teilstichproben von Gemeinden mit niedrigem 
und hohem Einpendler- bzw. Industrieanteil als auch für die 
Unterscheidung zwischen Kreisfreiheit und -angehörigkeit. 
Auch die Unterteilung in den Zeitraum vor und nach der Wie-
dervereinigung zeigt keine wesentlichen Unterschiede.  

Fazit 
Die vorliegende Analyse findet deutliche Hinweise auf einen 
signifikanten Zusammenhang zwischen demografischer Ver-
änderung und den Ausgaben der untersuchten Gemeinden. 
Die Höhe des geschätzten Effektes variiert etwas, je nach 
betrachtetem Indikatorenset. Alle Ergebnisse deuten jedoch 
deutlich auf Remanenzkosteneffekte im Verwaltungshaushalt 
schrumpfender Gemeinden hin. Diese fallen bei großen und 
dicht besiedelten Gemeinden stärker aus. Gleiches gilt für 
Gemeinden mit einer stark schwankenden Bevölkerung und 
Gemeinden mit relativ niedrigen Investitionsausgaben. Die 
Ergebnisse basieren zwar auf den westdeutschen Kommu-
nen, dürften aber aufgrund der breiten Analysebasis und des 
langen Untersuchungszeitraums grundsätzlich auch für die 
Kommunen Ostdeutschlands Gültigkeit haben.  
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Die Ergebnisse legen nahe, dass viele Regionen in Deutsch-
land in den kommenden Jahrzehnten vor erheblichen An-
passungsbedarfen stehen. Große Anpassungsbedarfe sind 
dabei nicht nur in wachsenden Kommunen zu erwarten, son-
dern vor allem auch in schrumpfenden Gemeinden. Die da-
mit einhergehenden finanziellen und planerischen Bedarfe 
werden Politik und Verwaltung auf allen Ebenen fordern. Ei-
ne Sensibilisierung für die Gefahr von Kostenremanenzen ist 
deshalb für eine nachhaltige Haushaltspolitik genauso wich-
tig wie eine exakte Prognose der demografischen Verände-
rungen und eine angemessene Planung und Unterstützung 
frühzeitiger Anpassungsstrategien. Dabei sollten nicht nur die 
bestehenden Herausforderungen des Bevölkerungsrück-

gangs bedacht werden (z. B. Kooperations- oder Anpas-
sungsprämien zur Minderung politischer Kosten). Auch in 
wachsenden Gemeinden sollte in der Planung immer die 
Möglichkeit des Bevölkerungsrückgangs und der damit ver-
bundenen Kostenremanenzen berücksichtigt werden, um die 
langfristige Tragfähigkeit des kommunalen Haushaltes si-
cherzustellen.  

Inwiefern die Herausforderungen des demografischen Wan-
dels zu einem (demografisch beförderten) Auseinanderdriften 
von Regionen führen können und welche Anpassungsstrate-
gien Erfolg versprechend erscheinen, ist Gegenstand des 
folgenden, abschließenden Beitrags in dieser Reihe.25 ■
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